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aktivität und Kriminalität. Jungen waren 
besonders betroffen.

Für die Bindungstheorie ist all das 
nicht überraschend. stellvertretend für 
diese Forschungsrichtung sei Penelope 
Leach genannt, eine der führenden stim-
men im Bereich der frühkindlichen Bin-
dungsforschung. sie kommt angesichts 
der studienergebnisse aus der ganzen 
Welt zu dem schluss, dass es Kindern 
unter drei Jahren umso besser geht, je 
weniger Zeit sie in Gruppenbetreuung 
verbringen, ähnlich die Deutsche Liga für 
das Kind. Wie sich anhand von Hormon-
messungen (Cortisol-tagesprofile) nach-
weisen lässt, bedeutet lange Fremdbe-
treuung für Kleinkinder in Kinderkrippen 
Dauerstress, der sich am ehesten mit den 
stressreaktionen von Managern verglei-
chen lässt, die im Beruf extremen Anfor-
derungen ausgesetzt sind. Forschung an 
Primaten zeigt Ähnliches: täglich länger 
andauernde trennungen führen zu Ver-
haltensstörungen und verminderter 
stressresistenz, wohingegen kurz andau-
ernde trennungen der Jungtiere von den 
eltern (wie einmal pro Woche für eine 
stunde) deren entwicklung und Resilienz 
fördern.  Kinder werden in den ersten drei 
Lebensjahren in Kitas nicht grundsätzlich 
gut, geschweige denn besser als zu Hause 
erzogen. Die in Aussicht gestellten Leis-
tungen werden nicht immer erbracht. Die 
Ausdehnung der Betreuungszeiten führt 
bei gleichzeitigem stillstand in der Wei-
terentwicklung in qualitativer Hinsicht 
zwangsläufig zu weiterer Qualitätsminde-
rung. Der hohen Vulnerabilität von unter 
dreijährigen, erst recht unter zweijähri-
gen Kindern muss grundsätzlich mehr 
Beachtung zukommen.

es gibt folglich wichtige und weitrei-
chende persönliche, familiäre, wirt-
schaftliche oder auch politische Gründe 
für den Besuch und den Ausbau von Kin-
dertageseinrichtungen, aber der empiri-
sche Beleg, dass diese Form der Kinder-
betreuung per se besser sei als die elterli-
che erziehung, lässt sich nicht führen – 
eher ist das Gegenteil der Fall. entschei-
dend sind daher zwei politische Forde-
rungen: Zum einen müssen Familien 
gestärkt werden, damit sie ihre wichtige 
Aufgabe, nämlich die erziehung ihrer 
Kinder, die nach Art. 6 Grundgesetz 
auch ihnen  obliegt, wahrnehmen kön-
nen. 

Zum anderen muss der Ausbau der 
außerfamiliären Kinderbetreuung Hand in 
Hand gehen mit einer weiteren Qualifizie-
rung des Personals. Nur dann lässt sich der 
hohe Anspruch nach umfassender Bil-
dungswirksamkeit einlösen. Weder sind 
Kindertageseinrichtungen noch eine 
erziehung zu Hause Patentlösungen. ein 
differenziertes Abwägen ist nötig. Die Rol-
le der Kinder darf dabei nicht in Verges-
senheit geraten. sie sind die schwächsten, 
für die Zukunft unseres Landes aber die 
wichtigsten Mitglieder unserer Gesell-
schaft. erwachsene, die die 35-stunden-
Woche erkämpft haben, tun gut daran, 
eine 60-stunden-Woche für Kleinkinder 
nicht zu verantworten. Um bei dieser sach-
lichen Debatte keine falschen schlüsse zu 
provozieren und ein überholtes, klischee-
haftes Bild zu zeichnen, ist unser letzter 
Punkt einer der wichtigsten: Kinderbetreu-
ung ist nicht nur die Aufgabe von Müttern.

Walter Dorsch ist Kinder- und Jugendmedi-
ziner in München, Klaus Zierer Erziehungswis-
senschaftler an der Universität Augsburg. 

Frau Prof. Lin-Klitzing, der Lehrerman-
gel in den Bundesländern ist eklatant. Es 
werden immer mehr Seiten- und Quer-
einsteiger mit teilweise fragwürdigen 
Qualifikationen eingestellt. Bisher al -
lerdings gab es einen Konsens unter den 
Ländern, dass bestimmte Standards 
dabei nicht unterschritten werden dür-
fen. Welche waren das?
Der standard war der wissenschaftliche 
Abschluss Master oder staatsexamen. 
Dieser Master oder das staatsexamen 
konnte auch nachqualifizierend erworben 
werden, aber ohne diesen Abschluss gab 
es keine Verbeamtung ins Lehramt und 
auch keine Befähigung, das Abitur abzu-
nehmen oder auch in der gymnasialen 
Oberstufe zu unterrichten. 

Auf eine Definition von Quer- und Sei-
teneinsteigern konnte man sich unter den 
Ländern noch nicht durchgehend einigen, 
könnten Sie dennoch einen entscheiden-
den Unterschied benennen?
Die seiteneinsteiger werden in der Regel 
ohne eine entsprechende Lehrbefähi-
gung für das Lehramt eingestellt und 
werden dann berufsbegleitend weiter-
qualifiziert. Die Quereinsteiger haben in 
der Regel zumindest für ein Fach einen 
entsprechenden Hochschulabschluss und 
können in einem zweiten Fach nachquali-
fiziert werden. 

In Brandenburg unterrichten schon jetzt 
30 Prozent Seiteneinsteiger. Das ist ein 
dreimal so hoher Anteil wie im Bundes-
durchschnitt. Nun hat das Land mit der 
GEW vereinbart, Bachelorabsolventen 
auch an allgemeinbildenden Schulen und 
Oberstufenzentren unterrichten zu lassen, 
und zu verbeamten. Die GEW will grund-
sätzlich eine Besoldung von Grundschul-
lehrern nach A 13, aber hier für Oberstu-
fenlehrer eine A 11/12 Besoldung. Verste-
hen Sie als Vorsitzende des Deutschen 
Philologenverbandes die Logik?

Ich verstehe diese Logik überhaupt nicht 
und zwar weder von seiten der GeW, 
dass ihr nun ein Bachelorabschluss als 
akademische endqualifikation für das 
Lehramt ausreicht, noch dass das Minis-
terium für Bildung, Jugend und sport 
unter Britta ernst (sPD) einen Gesetz-
entwurf für die Verbeamtung von Lehr-
kräften ausschließlich mit der GeW auf 
den Weg gebracht hat, ohne auch den 
zuständigen Landesbunds Brandenburg 
des Deutschen Beamtenbunds (dbb) 
daran zu beteiligen. Ausdrücklich seiten-
einsteiger für die Oberstufe mit einer 
Besoldung nach A 11/A 12 in den Gesetz-
entwurf mit einzubeziehen, obwohl der 
überwiegende Mangel im Grundschulbe-
reich besteht, ist auch nicht logisch.

Wurde der dbb wenigstens angehört?
Der dbb hat sich an das Ministerium für 
Bildung, Jugend und sport im Land Bran-
denburg gewandt und darauf hingewiesen, 
dass er hätte beteiligt werden sollen, und 
die Frist wurde verlängert auf den 18. 
November. Und dementsprechend hat sich 
der dbb Brandenburg auch geäußert und 
Potsdam mit deutlichen Worten kritisiert. 

In dem Entwurf, den das Land Branden-
burg im Januar verabschieden will, heißt 
es, dass Bachelorabsolventen in einer 
achtzehnmonatigen Zertifikatsqualifizie-
rung berufsbegleitend Studienleistungen 
im Umfang von 45 Leistungspunkten 
ablegen können und dann als Bildungs-
amtsrätin oder Bildungsamtsrat unter-
richten können. In der Zertifikatsqualifi-
zierung geht es im Wesentlichen um fach-
didaktische Ausbildungsinhalte, doch die 
können kaum fachwissenschaftliche 
Grundlagen ersetzen? 
sie können sie auf keinen Fall ersetzen. 
Wir haben auch entsprechende wissen-
schaftliche Untersuchungen dazu. Ich 
erinnere an die Coactiv-studie für den 
Mathematikunterricht oder auch an die 

teacher education and Development 
study (teDs-M). Belegt wurde dabei, 
dass die Gymnasiallehrkräfte die besten 
Werte bei der Vernetzung von Fachwis-
sen und Fachdidaktik erzielten und das 
lag unter anderem daran, dass sie einen 
höheren fachwissenschaftlichen wie 
fachdidaktischen Anteil in ihrer Ausbil-
dung aufwiesen. Auch führt ein rein addi-
tives Nacheinander eben gerade nicht zu 
der fachlichen und didaktischen Durch-
dringung, die angehende Lehrer brau-

chen. Das für Brandenburg geplante 
Modell weist verschiedene Baustellen 
auf: Zum einen ist nicht klar, wer eigent-
lich die Zertifikatsqualifikation verant-
wortet. eine universitäre Nachqualifika-
tion wäre nötig, aber hier ist nur von 
einem Umfang von 45 Leistungspunkten 
pro Fach die Rede und das ist in jedem 
Fall zu wenig, insbesondere dann, wenn 
damit ein zweites Fach quasi nachstudiert 
werden kann. Und es bleibt auch unklar, 
ob in den 18 Monaten Zertifikatsqualifi-
zierung ein Anteil das Referendariat ist 
oder ob die ganzen 18 Monate ein Refe-
rendariat sind. es klafft in jedem Fall 
eine fachliche Lücke, die angesichts des 
Ziels, in der Oberstufe wissenschaftspro-
pädeutisch auf das Abitur vorzubereiten, 
nicht hingenommen werden kann. 

Wer also in einem Oberstufenzentrum in 
Brandenburg unterrichtet, könnte das 

künftig womöglich mit nur sechs Semes-
tern Fachwissenschaftsstudium und mit 
einer unklaren Zertifikationsqualifika-
tion tun?
exakt. Das ist insofern besonders frag-
würdig, als die GeW grundsätzlich dafür 
eintritt, dass Grundschullehrkräfte mit 
Master nach A 13 besoldet werden sollen 
–  und in diesem entwurf nun Lehrkräfte 
für die Oberstufe „zertifikatsqualifi-
ziert“ nach A 11 oder A 12 besoldet wer-
den sollen. 

Brandenburg behauptet, es Sachsen 
gleich zu tun, auch das lasse Bachelor-
Absolventen in die Schule. Bei genauerem 
Hinsehen stimmt das allerdings nicht, 
denn Sachsen hat eine obligatorische 
Nachqualifikation. Wie sieht die aus?
Richtig ist, dass auch in sachsen seiten-
einsteiger mit Bachelorabschluss qualifi-
zierbar sind. es ist aber nicht die endqua-
lifikation, sondern die Grundqualifika-
tion. es müssen sich eine wissenschaftli-
che und eine schulpraktische Ausbildung 
anschließen. Die wissenschaftliche Aus-
bildung dauert dort mindestens vier se -
mester und für den Abschluss in der 
schulart Gymnasium müssen pro Fach 
min destens 85 Leistungspunkte erbracht 
werden. Und die studieninhalte in der 
Lehramtsprüfungsordnung entsprechen 
genau denen, die auch für reguläre Lehr-
amtsstudenten gelten. 

Das heißt, dass Sachsen fast doppelt so 
viele Leistungspunkte fordert wie Bran-
denburg in seinem jetzt vorliegenden Ent-
wurf?
sachsen schafft in der tat mit seiner wis-
senschaftlichen und schulpraktischen 
Nachqualifikation die besseren Vorausset-
zungen für eine Verbeamtung ins Lehr-
amt. 

Erwarten Sie, dass Bachelorabsolventen 
der lehramtsbezogenen Studiengänge 

auch aus anderen Ländern bald nach 
Brandenburg wechseln könnten, um mög-
lichst rasch in die Beamtenlaufbahn zu 
kommen? Schließlich ist es attraktiv, 
nach sechs Semestern und achtzehn 
Monaten Zusatzqualifizierung A 11 oder 
A 12 zu bekommen?
Man muss sagen, dass dieser entwurf 
einen Dammbruch in zweierlei Hinsicht 
bedeutet: zum einen durch eine senkung 
der standards für die Verbeamtung der 
seiteneinsteiger. Zum andern aber ist es 
so, dass Brandenburg sogar reguläre Ba -
chelorabsolventen aus den lehramtsbezo-
genen studiengängen anderer Bundeslän-
der anwerben will. In dem vorliegenden 
Gesetzentwurf (Paragraph 8c) heißt es, 
diese Bachelorabsolventen erfüllten die 
Voraussetzung für den Unterricht in zwei 
Fächern und brauchten nur noch berufsbe-
gleitend zur Vermittlung fachdidaktischer 
Ausbildungsinhalte die achtzehnmonatige 
Zertifikatsqualifizierung mit Ab schluss 
einer Prüfung, um dann auf Lebenszeit in 
A 11 oder A 12 verbeamtet zu werden, und 
das ist in der tat attraktiv für Absolventen, 
die nur den Lehramtsbachelor haben oder 
im Master gescheitert sind. 

Damit stehen die so angeworbenen Lehr-
kräfte aber für einen Einsatz in ihrem 
Herkunftsbundesland nicht mehr zur 
Verfügung, oder?
Das ist die wichtige und entscheidende 
Frage, zu der sich die Kultusministerkon-
ferenz (KMK) jetzt verhalten muss. sie 
wird sich entscheiden müssen, ob sie 
dauerhaft Lehrer, die nur einen Bachelor-
abschluss haben, für den wissenschafts-
propädeutischen Unterricht in der Ober-
stufe verantworten will. Aus meiner sicht 
ist das unverantwortlich, die KMK kann 
das eigentlich nicht zulassen. 

Was bedeutet das denn für die gegenseiti-
ge Anerkennung von Abschlüssen unter 
den Ländern?

Wir haben interessanterweise seit der 
Ländervereinbarung von 2020, die auch 
mit Kultusministerin Britta ernst verhan-
delt wurde, u.a. zwei Ziele: Die KMK will 
sich bis ende 2023 auf Mindeststandards 
für die Nachqualifikation von Quer- und 
seiteneinsteigern einigen. Zugleich ver-
einbarten die Kultusminister ein höheres 
Niveau bei der Vergleichbarkeit des Abi-
turs und bei den Bedingungen in der gym-
nasialen Oberstufe. Dazu gehören auch 
gut ausgebildete Lehrkräfte. Und wir wis-
sen längst, dass gute Lehrkräfte fachwis-
senschaftlich, fachdidaktisch und schul-
praktisch gut ausgebildet sein müssen. 
Der gemeinsame standard wird mit dem 
Brandenburg-entwurf unterlaufen. Die 
KMK kann das eigentlich nicht akzeptie-
ren, weil es Alternativen für eine bessere 
Nachqualifizierung gibt. 

Brandenburg hat beim IQB-Länderver-
gleich katastrophal abgeschnitten. Ha -
ben Sie Kenntnisse darüber, warum 
Brandenburg trotz seiner schlechten 
Lernergebnisse einer irgendwie gearteten 
Unterrichtsversorgung den Vorzug gibt 
vor einer Mindestqualität des Unter-
richts? 

Brandenburg hat durch den hohen 
Anteil von seiteneinsteigern von 30 Pro-
zent den Wunsch, diese eingestellten 
Lehrkräfte jetzt auf Dauer zu verbeamten, 
um sie zu halten. Da ist diese Regelung 
mit dem Bachelorabschluss und der acht-
zehnmonatigen Zertifikatsqualifikation 
offensichtlich das, worauf sich die Minis-
terin und die GeW gut verständigen 
konnten. Ich halte das für eine nicht zu 
verantwortende Qualitätsminderung für 
die schülerinnen und schüler in Branden-
burg – das ist das Gegenteil von Bildungs-
gerechtigkeit und die Verantwortung hier-
für tragen das Ministerium und die GeW 
gemeinsam.

Die Fragen stellte Heike Schmoll.

Lehrermangel macht erfinderisch
Brandenburg will Bachelorabsolventen verbeamten und in Oberschulen unterrichten lassen und unterläuft damit Vereinbarungen der Kultusminister
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spruch nehmen und damit besser in der 
Lage sind, Familie und Beruf in einklang 
zu bringen. so steht das vom Grundsatz 
so wichtige und plausible Argument auf 
der Kippe, dass Kindertageseinrichtun-
gen zu mehr Bildungsgerechtigkeit füh-
ren. In zahlreichen studien, zusammen-
gefasst in John Hatties „Visible Lear-
ning“, zeigt sich darüber hinaus der Mat-
thäus-effekt als dominante Größe: Kin-
der aus bildungsnahen Milieus können 
die Angebote besser nutzen als Kinder 
aus bildungsfernen Milieus. Unterm 
strich wird der Anspruch, auf lange sicht 
mehr Bildungsgerechtigkeit zu erzielen, 

nicht erreicht. Hinzu kommt, dass nahezu 
alle positiven effekte, die in Kindertages-
einrichtungen gemessen werden können, 
schon nach wenigen Jahren Grundschul-
zeit nicht mehr feststellbar sind. es 
kommt also zu einem „Wash-out-effekt“. 
Wichtiger als die bloße Möglichkeit eines 
Platzes in einer Kindertageseinrichtung 
scheint also die Qualität zu sein. 

Die ergebnisse der Nationalen Unter-
suchung zur Bildung, Betreuung und 
erziehung in der frühen Kindheit (NUB-
BeK) aus dem Jahr 2013 gehen in diesel-
be Richtung. Auch hier lautet die Bot-
schaft: Qualität der Betreuung ist ent-

scheidend. Dies gilt in Familien ebenso 
wie in Kindertageseinrichtungen. Aller-
dings überwiegt dem Bericht zufolge 
eine nur mittelmäßige pädagogische 
Qualität. eine optimale Förderung, so 
heißt es, setzt eine gute bis sehr gute 
Betreuungsqualität voraus, um der ent-
wicklung und Bildung von allen Kindern 
unabhängig von ihrer sozialen Herkunft 
gerecht zu werden. Neben einer Anpas-
sung des Betreuungsschlüssels und der 
erziehungsaufgaben ist sicherlich auch 
die fortschreitende Professionalisierung 
des Personals ein Hebel, um bessere 
Bedingungen zu schaffen.

W as bei vergleichbarer 
erziehungsqualität in 
Familien und Kinderta-
geseinrichtungen pas-
siert, wurde im Rah-

men der NICHD-studie 2006 untersucht. 
sie ist methodisch besonders überzeu-
gend und bis heute wegweisend, ver-
gleicht sie die Auswirkungen einer früh-
kindlichen Betreuung mit einer häusli-
chen erziehung in Abhängigkeit zur 
Betreuungsqualität. Nur bei geringer 
erziehungskompetenz der eltern haben 
Kindertageseinrichtungen die Nase vorn, 
ansonsten zeigen die testergebnisse der 
Kinder, dass die häusliche erziehung für 
die kognitive entwicklung im Alter bis zu 
4,5 Jahren wirksamer ist. Außerdem gibt 
es einen Zusammenhang zwischen dem 
zeitlichen Umfang der außerfamiliären 
Betreuung und der Zunahme von Verhal-
tensstörungen wie aggressives und 
impulsives Verhalten. sind Kinder 30 
und mehr Wochenstunden in einer 
Gruppenbetreuung, sind diese effekte 
vergleichbar mit denen von Armut oder 
körperlicher Misshandlung. selbst eine 
hohe Betreuungsqualität kann diese 
effekte nicht ausgleichen. In einer erhe-
bung im Alter von 15 Jahren waren diese 
ergebnisse noch feststellbar.

Vor allem diese negativen effekte auf 
die Persönlichkeitsentwicklung der Kin-
der konnten im Québec-experiment 
bestätigt werden. Obschon es experimen-
telle studien naturgemäß selten gibt, die 
in wissenschaftlicher Hinsicht eine hohe 
Beweiskraft haben, stellt die studie aus 
Québec eine Ausnahme dar. Das Pro-
gramm wurde Mitte der Neunzigerjahre 
ausschließlich in Québec eingeführt und 
verfolgte das Ziel, ein kontrolliertes und 
hochsubventioniertes Bildungs- und 
Betreuungsprogramm für alle null- bis 
vierjährigen Kinder zu implementieren. 
In allen anderen kanadischen Bundes-
staaten wurde die Politik im Bereich der 
frühen Bildung hingegen nicht verändert. 
Die ergebnisse lauten hier: In Québec 
zeigen sich im Vergleich zu den übrigen 
Bundesstaaten im Verlauf von über 15 
Jahren signifikant schlechtere Befunde 
hinsichtlich familiärer Interaktionsmus-
ter, persönlicher Zufriedenheit und 
Lebensqualität sowie signifikant höhere 
Raten von Angst, Aggressivität, Hyper-

Viele neue Erfahrungen: 
Aktionstag „Stromfrei
 durch   den Tag“ in einer Kita
 in Schwerin, wo 2000 Kinder  
ganztägig den Ernstfall eines 
Strom-Blackouts probten.
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F ast vier Millionen Kinder 
besuchen aktuell eine Kinder-
tageseinrichtung in Deutsch-
land. In der Altersgruppe 
unter drei Jahren wird jedes 

dritte Kind in einer Kinderkrippe betreut. 
Im Osten der Republik sind die Quoten 
am höchsten mit der Konsequenz, dass 
60 Prozent der unter Dreijährigen 45 bis 
50 stunden pro Woche in Kindertages-
einrichtungen untergebracht sind. Damit 
aber noch nicht genug und nicht zuletzt 
politisch motiviert: Der Bedarf ist größer. 
Für jedes zweite Kind wird ein Platz 
gewünscht – tendenz steigend. Derzeit 
sind die vorhandenen Kindertagesein-
richtungen nach einhelliger Meinung 
bereits am Limit – ungeachtet dessen sol-
len sie weitere zusätzliche Aufgaben 

übernehmen. Während erwachsene seit 
Jahren dafür kämpfen, weniger arbeiten 
zu müssen und mehr Homeoffice zu 
bekommen, sollen die Kleinsten immer 
länger außer Haus sein.

Die Deutsche Gesellschaft für sozial-
pädiatrie und Jugendmedizin hat zu die-
sem thema mehrfach stellung bezogen: 
2008 hat sie empfohlen, Fremdbetreu-
ungszeiten für unter Dreijährige mög-
lichst kurzzuhalten. 2012 hat sie diese für 
Kinder unter 18 Monaten völlig abge-
lehnt und für die Altersgruppe zwischen 
18 und 36 Monaten Fremdbetreuung nur 
mit hohen Qualitätsansprüchen als sinn-
voll betrachtet – ab dem Alter von zwei 
Jahren gewinnen Kontakte zu anderen 
Kindern an Bedeutung, was Familien mit 
nur einem Kind oder Alleinerziehende 
oft nicht leisten können.

Der Bundesverband der Kinder- und 
Jugendärzte fordert 2019 in ähnlicher 
Weise: keine Gruppenbetreuung bei unter 
Zweijährigen und zwischen dem zweiten 
und dem dritten Geburtstag maximal 
halbtägige Gruppenbetreuung bei einem 
Personalschlüssel von eins zu drei. All die-
ser expertise zum trotz ist immer wieder 
zu vernehmen, dass es keine wissen-
schaftlichen Befunde gebe, die zeigen, 
dass lange Betreuungszeiten per se 
schlecht für die entwicklung sind, außer 
wenn weitere Risikofaktoren hinzukom-
men. Dabei ist die Datenlage ausgespro-
chen eindeutig in ihrer Konsequenz: 
Gruppenbetreuung in den ersten zwei bis 

drei Jahren ist grundsätzlich problema-
tisch, und das nicht nur, wenn zusätzliche, 
nur dem Kind und seiner Familie zuzu-
schreibende Risikofaktoren bestehen. 

Die Debatte scheint über weite stre-
cken ideologisiert zu sein. Nicht zuletzt 
deswegen haben 2014 die Nationale 
Akademie der Wissenschaften (Leopol-
dina), die Deutsche Akademie der tech-
nikwissenschaften (Acatech) und die 
Union der deutschen Akademien der 
Wissenschaften ausdrücklich gefordert, 
dass alle Maßnahmen, die kleine Kinder 
betreffen, multiperspektivisch diskutiert 
werden müssen.

Kindertagesbetreuung soll der Verein-
barkeit von Familie und Beruf dienen und 
es Frauen ebenso ermöglichen wie Män-
nern, ihrer Arbeit nachzugehen. Dieses 

Argument wird politisch schon längst 
nicht mehr hinterfragt. Was eltern dazu 
sagen, lässt sich indes leicht herausfin-
den: 2007 gaben in einer Ipsos-Umfrage 
81 Prozent aller Befragten auf die Frage, 
wo denn ein Kind in den ersten drei 
Lebensjahren am besten aufgehoben sei, 
die Antwort: „Zu Hause bei Mutter und 
Vater“. 16 Prozent entschieden sich für 
die Kinderkrippe. Auch 2012 änderte 
sich diese einstellung nicht, wie eine 
emnid-erhebung zeigt. Bei diesen 
Umfragen stand das Wohl des Kindes im 
Zentrum. Wird hingegen der Wunsch der 
eltern nach einem Krippenplatz erfragt, 
liegt die Zustimmung bei 40 Prozent. 
Offensichtlich gibt es einen Widerspruch 
zwischen der einschätzung der eltern, 
was dem Wohl des Kindes dient, und dem 
elternwunsch nach Betreuung. Letzterer 
hat mehrheitlich nicht mit dem Wohl des 
Kindes zu tun, sondern ist durch die 
berufliche Verwirklichung, soziale 
erwünschtheit oder auch finanzielle Not-
wendigkeit motiviert.

Nimmt man nun jene Fälle, in denen es 
um die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf geht, so zeigen die Zahlen des sta-
tistischen Bundesamtes leider eine 
schieflage: 66 Prozent  der erwerbstätigen 
Mütter von unter Zwölfjährigen arbeiten 
in teilzeit, aber nur 7 Prozent  der Väter. 
Bei genauerer Betrachtung wird  deutlich, 
dass es vor allem eltern aus einem bil-
dungsnahen Milieu sind, welche die Mög-
lichkeit einer Kinderbetreuung in An -

Dauerstress 
für Kleine

50-stunden-Woche  für 
unter  dreijährige Kinder?
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